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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten von Hassel, Sick, Dr. Narjes, Eigen, Dreyer, 
Kunz (Berlin), Bremer, Frau Tübler und Genossen 
- Drucksache 7/3891 - 

betr. Bau eines Kanaitunneis unter dem Nord-Ostsee-Kanal im Raum Brunsbüttei 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 
14. August 1975 - StB 6/20.70.50/6023 Vms 75 - im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Finanzen die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 


1. stimmt die Bundesregierung mit uns überein, ddß eine feste 
Kanalquerung seit Jahren unausweichlich geworden und außer- 
dem geeignet ist, die im Bundesraumordnungsplan erklärten 
Ziele der Schaffung vergleichbarer Lebensbedingungen auch in 
strukturschwachen Gebieten für den Raum der Westküste des 
Landes Schleswig-Holstein zu erreichen, und wird sie die er- 
forderlichen Maßnahmen auch unter diesem Gesichtspunkt 
werten? 


Ein fester Übergang über den Nord-Ostsee-Kanal bei Bruns- 
büttel ist zweifellos geeignet, die wirtschaftliche Entwicklung 
des südlichen Teiles der Westküste Schleswig-Holsteins, insbe- 
sondere aber des Raumes Brunsbüttel zu fördern. Bei der Be- 
wertung der Straßenbaumaßnahmen wird generell und auch in 
diesem Fall deren strukturpolitische Bedeutung berücksichtig. 


2. Aus weichen Gründen ist der seit langem vom Bundesverkehrs- 
minister entschiedene Bau eines Tunnels bis heute nicht begon- 
nen, obwohl über die Linienführung zwischen den Beteiligten 
längst Einverständnis erreicht ist? 


Für die bisher geplante Verlegung der B 5 mit Unterwasser- 
tunnel unter dem Nord-Ostsee-Kanal muß aufgrund der vor- 
liegenden Entwürfe mit Baukosten von über 300 Mio DM ge- 
rechnet werden. Neben den zur Zeit laufenden und in den näch- 
sten Jahren zu vollendenden Baumaßnahmen an Bundesfern- 
straßen in Schleswig-Holstein ist eine zügige Durchführung 
dieses Projektes aus finanziellen Gründen vorerst nicht mög- 
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lieh. Deshalb konnte mit der Baudurchführung - auch von Teil- 
maßnahmen - nicht begonnen werden. 


3. Trifft es zu, daß die seinerzeit von Bundesverkehrsminister 
Dr. Laurilzen getroffene Entscheidung für den Bau eines Tunnels 
neuerdings im Hause des Bundesverkehrsministers in Frage ge- 
stellt sein soll gegenüber dem Projekt einer Hochbrücke? 

4. Wenn dies zutrifft, womit wird diese Entscheidung begründet? 

Nachdem die im Rahmen der Überprüfung des Bedarfsplanes 
vorläufigen Ergebnisse der Bewertung der Straßenbaumaßnah- 
men aufgrund des Nutzen-Kosten-Verhältnisses zeigen, daß der 
„Verlegung der B 5 bei Brunsbüttel" voraussichtlich nicht die 
höchste Dringlichkeitsstufe zugesprochen werden und ein bal- 
diger Baubeginn demnach nicht in Aussicht gestellt werden 
kann, hat aufgrund der in der Antwort zu Frage 2 dargesteliten 
Sachlage Herr Bundesminister Gscheidle Herrn Landesminister 
Dr. Westphal gebeten, einen stufenweisen Ausbau mit zunächst 
zweispuriger Kanalkreuzung mit dem Ziel einer engeren An- 
passung an die verkehrliche und wirtschaftliche Entwicklung 
sowie einer Verringerung der kurzfristig zu finanzierenden 
Baukosten zu untersuchen. Dabei kann eine Brückenlösung 
gegenüber der Tunnellösung Vorteile aufweisen. 


5. Sollte diese Absicht bestehen, wie sieht alsdann die Zeit- 
planung aus, die sicherstellen muß, daß weitere Zeit nicht 
mehr durch Umplanung, neue technische Untersuchungen usw. 
verstreichen und sich der Baubeginn erneut verzögern würde? 


Der Bedarfspian für den Ausbau der Bundesfernstraßen wird 
zur Zeit gemäß § 4 des Gesetzes über den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen in den Jahren 1971-1985 überprüft. Sobald diese 
Arbeiten im Herbst dieses Jahres zum Abschluß gekommen 
sind, wird der Fünfjahresplan 1976-1980 mit Ergänzungen bis 
1985 aufgestellt werden. Wenn dann auch die Möglichkeiten 
des stufenweisen Baues der Kanalkreuzung und deren Kosten 
bekannt sind, wird der mögliche Zeitraum der Verwirklichung 
dieses Projektes genannt werden können. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, bis zur Bereitsstellung eines 
festen Kanalüberganges die Verhältnisse dadurch zu verbessern, 
das unverzüglich die Verbindung Ostermoor dadurch ver- 
bessert wird, daß 100-t-Fähren andernorts abgezogen werden, 
um sie statt der 45-t-Fähren an diesem Kanalübergang einzu- 
setzen? 


Für den Fährverkehr über den Nord-Ostsee-Kanal stehen ins- 
gesamt drei 100-t-Fähren zur Verfügung, von denen zwei an 
der Fährstelle Brunsbüttel und eine in Ostermoor eingesetzt 
sind. Durch Verlegung einer 100-t-Fähre von Brunsbüttel nach 
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Ostermoor würde die Fährkapazität im Raum Brunsbüttel nicht 
erhöht, sondern nur verlagert. Hierin kann ein Vorteil nicht 
erkannt werden. 


7. Ist die Bundesregierung schließllich bereit, den Bau dieser 
Kanalquerung in ein Konjunkturprogramm aufzunehmen, über 
das z. Z. diskutiert wird und das die Förderung der Bauwirt- 
schaft zum Ziel hat? Zur Bauwirtschaft gehört unzweifelhaft 
auch der Tiefbau, der genauso unzweifelhaft auch der Förderung 
bedarf. 


Zum Zeitpunkt der Beantwortung der Anfrage ist eine Aussage 
hierzu noch nicht möglich; die für die Auswahl der Maßnahmen 
eines Konjunkturprogramms maßgebenden Kriterien liegen 
noch nicht fest. Ob der Bau der Kanalquerung ganz oder teil- 
weise in ein Konjunkturprogramm aufgenomraen werden kann, 
wird zu gegebener Zeit geprüft werden. 
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